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Antwort 

der Bundesregierung 
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Altlastenprobleme durch Kokereien 


Der Bundesminister des Innern - U III 1- 98/1 - hat mit Schreiben 
vom 25. Juli 1985 im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen, dem Bundesminister für Wirtschaft, dem Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und dem 
Bundesminister für Forschung und Technologie namens der Bun- 
desregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


% 


1. Ist der Bundesregiening bekannt, wo in der Bundesrepublik 
Deutschland aus Steinkohle Gas gewoimen wurde bzw. wo diese 
Kokereien ihren Standort haben/hatten? 


Zu unterscheiden ist zwischen Zechenkokereien, Hüttenkoke- 
reien und Städtischen Gaswerken. Die Bergbauforschung GmbH 
in Essen hat hierzu folgende Angaben übermittelt: 


Zechenkokereien 1953 

Ruhrgebiet 61 

Raum Aachen 2 

Niedersachsen 2 

Saarlcmd 3 

insgesamt 68 


Ende 1983 


16 


Ende 1984 
11 

1 

1 

13 


Hüttenkokereien 1953 

Ruhrgebiet 4 

Raum Aachen 
Norddeutscher Raum 4 
Saarland 3 

insgesamt 11 


Ende 1983 


8 


Ende 1984 
3 

2 

2 

7 
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Städtische Gaswerke 

1953 313 Anlagen (davon 263 mit Eigenerzeugung tmd 50 mit 
Eigenerzeugimg und Gasbezug) 

1958 280 Anlagen (davon 236 mit Eigenerzeugung imd 44 mit 
Eigenerzeugimg und Gasbezug) 

1982/83 keine Anlagen. 

Die Einzelstandorte sind aus den Unterlagen der Zechen- und 
Hüttenbetriebe sowie der Stadtverwaltungen bekannt. Entspre- 
chende Informationen liegen den zuständigen Landesbehörden 
vor. 


2. Wie viele Tonnen Abfälle (Schlämme), die 

— Cyanide, 

— Mercaptane, 

— Phenole, 

— Polyzyklen, 

— Arsen, 

— Schwermetalle (Blei, Zink, Cadmium, Chrom) 

enthalten, sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den letzten 
30 Jahren in diesen Kokereien angefallen? 

Quantitative Angaben liegen der Bundesregierung hierzu nicht 
vor. Zum Teil werden die in der Frage auf geführten Stoffe beim 
Kokereiprozeß in die Luft emittiert, zum Teü gelangen sie ins 
Abwasser. Die bei der Verkokimg, insbesondere bei der Reini- 
gung des Kokereigases anfallenden Nebenprodukte werden zum 
größten Teü weiterverarbeitet und verwertet. Die dabei anfallen- 
den Rückstände und Schlämme bestimmen sich im wesentlichen 
nach dem Grad der Aufbereitimg der Kohlenwertstoffe; sie sind 
im Abfallkatalog der Länderarbeitsgemeinschaft AbfaU (LAGA) 
angegeben. 

Eine grobe Abschätzung der in den vergangenen 30 Jahren ange- 
faUenen Rückstände und AbfäUe aus Kokereien bzw. Gaswerken 
wäre anhand einzelner Betriebskenndaten und der Analyse der 
Einzelstandorte möglich. Da die Mehrzahl dieser Anlagen jedoch 
stillgelegt ist, sind derartige Berechnungen nicht vorgenommen 
worden. 


3. Wo und wie sind nach Kenntnis der Bundesregienmg diese Abfälle 
vor dem Inkrafttreten des Abfallbeseitigimgsgesetzes (1972) bzw. 
vor der Verordnung zur Bestimmung von Abfällen nach § 2 Abs. 2 
AbfG (1977) beseitigt worden? 


Die Abfälle wurden im allgemeinen auf Deponien beseitigt. 
Soweit es sich um Ablagerungen vor Inkrafttreten des Abfall- 
beseitigungsgesetzes handelt, stellen die für die Überwachung 
von Altiasten zuständigen Behörden der Länder die erforderlichen 
Ermittiungen an. In Nordrhein-Westfalen güt hierfür beispiels- 
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weise der Erlaß über die Erfassung von Altlasten vom 26. März 
1980. 


4. Wo und wie sind nach Kenntnis der Bundesregierung diese Abfälle 
nach 1977 beseitigt worden? 

Abfälle aus Kokereien dürfen ntu: in den dafür zugelassenen 
Abfallbeseitigungsanlagen behandelt, gelagert und abgelagert 
werden (§ 4 Abs. 1 des Abfallbeseitigungsgesetzes). Für die 
Standorte dieser Anlagen sind die Länder zuständig. 


5. Wo wurden nach Kenntnis der Bundesregierung bisher in der 
Bundesrepublik Deutschland sog. Kokereialtablagerungen gefun- 
den, und welche Umweltbelastungen und welche Schadstoff- 
emissionen wurden dabei festgestellt? 


Eine umfassende Übersicht über bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland geftmdene Kokereialtablagenmgen liegt der Bim- 
desregierung nicht vor. Eine getrennte Erfasstmg tmd Auswer- 
tung aller bisher bekannten Altlasten durch die Länder ist der 
Bxmdesregierung nicht bekannt. Die Schadstoffemissionen aus 
Altlasten durch Kokereien können nur im Einzelfall festgestellt 
werden. 


6. Welche Belashmgen ergeben sich hier für 

a) die Bevölkerung bzw. betroffene Anwohner, 

b) Vegetation, 

c) Grund-, Trink- imd Brauchwasser, 

d) Oberflächenwasser, 

die sich im Einzugs- bzw. Immissionsbereich dieser Altab- 
lagerungen befinden? 

Möghche Belastungen für die Bevölkenmg, Vegetation, Grund-, 
Trink-, Brauch- tmd Oberflächenwasser sind im Einzelfall anhand 
der örtlichen Situation, der Betriebsmerkmale des vorhandenen 
oder stillgelegten Betriebes und der Boden- bzw. Gewässerkonta- 
mination durch die zuständigen Landesbehörden zu beurteilen. 


7. Über welchen Zeitraiim hinweg muß mit entsprechenden Emissio- 
nen im schlimmsten Fall gerechnet werden? 


Die möglichen Emissionen ergeben sich aus der Betriebszeit und 
der Betriebsweise der Kokereien und Gaswerke. Die Herstellimg 
von Koks und Gas ist seit ca. 100 Jahren betriebstechnisch ein- 
geführt imd hatte etwa 1958 ihren höchsten Stand. 
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8. Welche Schäden für die Umwelt sind hier zu befüi^chten? 

Derartige Abschätzungen sind im Einzelfall nach den örtiichen 
Gegebenheiten zu treffen. 


9. Mit welchen Schäden und finanziellen Belastungen (Wertminde- 
rung, Erhöhung Reinigungsaufwand, Stillegung Brunnen etc.) 
haben 

a) betroffene Anlieger, 

b) betroffene Gemeinden, 

c) betroffene Wasserwerke 

zu rechnen? 

Eine generelle Abschätzung der Kosten im Sanienmgsfall ist der 
Bxmdesregienmg nicht möglich. Eine Arbeitsgruppe der Länder- 
arbeitsgemeinschaft Abfall hat in einer Fallsammlimg von durch- 
geführten Sanierungsmaßnahmen für zwei Gaswerksgelände an 
finanziellen Aufwendungen genannt 



Kosten 

Sanierungsumfang 

FaUA 

ca. 10 Mio. DM 

17 000 Fläche, 58 000 

Bodenaustausch 

FaUB 

ca. 400 000 DM 

700 


Bodenaustausch. 


10. Welche Möghchkeiten der Sanienmg dieser Altlasten kennt die 
Bundesre0erung, und was kosten sie? 

Gnmdsätzlich kommen als Sanierungsverfahren Ausgaben der 
kontaminierten Bereiche mit anschließender Ablagerung auf Son- 
derabfalldeponien in Betracht. Je nach Ausbreitimgsgrad können 
ergänzende Maßnahmen zur Gnmdwassersanierung erforderhch 
sein. Da bei diesen Maßnahmen neben technischen und finan- 
ziellen Restriktionen die Gefahr einer Problemverlagenmg 
besteht, fördert die Bundesregienmg neue Techniken und Ver- 
fahren zur sicheren und kostengünstigen Sanierung. Aussichts- 
reich erscheinen Sanierungsmethoden, bei denen Kontaminatio- 
nen in situ, z. B. durch Extraktion, Immobilisierung, chemischen 
oder mikrobiologischen Abbau, oder on site, z, B. Ausgraben, 
thermische oder chemisch-physikaüsche Behandlimg und 
Wiederablagerung vor Ort, behandelt werden. Darüber hinaus 
kommen Einkapselxmgsverfahren (nachträgliche Untergnmd- 
imd Oberflächenabdichtimg) in Frage. Die Materialverträghch- 
keit solcher Abdichtungskomponenten ist Gegenstand mehrerer 
mit Bimdesmitteln geförderten Forschimgsvorhaben. 

Die Kosten für das erstgenannte Sanierimgsverfahren hängen 
stark von der örtlichen Situation, von den Transportentfemungen 
und von den Ablagenmgsgebühren ab. Kosten für die übrigen 
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Verfahren können wegen der laufenden und noch durchzuführen- 
den Forschungsarbeiten noch nicht angegeben werden. 


11. Welche Möglichkeiten einer finanziellen Unterstützung be- 
troffener Gemeinden sieht die Bundesregierung, und welche kon- 
kreten Schritte (Altlastensanierungsfonds) gedenkt sie hier zu 
unternehmen? 

Die Zuständigkeit für die Sanierung von Altlasten und für die 
Finanzierung der Altlastensanierungsmaßnahmen liegt, soweit 
nicht der Verursacher herangezogen werden kann, bei den 
Ländern. 

Die Förderungsmöglichkeiten bei der Sanierung kontaminierter 
Rächen im Rahmen des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur bzw. des 
Städtebauförderungsgesetzes hat die Bimdesregierung in ihrer 
Bodenschutzkonzeption (Drucksache 10/2977, S. 29) dargelegt. 
Unter den gesetzlichen Voraussetzimgen beteiligt sich der Bimd, 
insbesondere im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben imd der für 
die Jahre 1986 imd 1987 auf gestockten Städtebauförderung, an 
Vorhaben zur Altlastensanierung. 
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